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Übersetzung aus dem französischen Originaltext

Übereinkommen über die Anerkennung und Vollstreckung
von Entscheidungen auf dem Gebiet der Unterhaltspflicht

gegenüber Kindern

Die Unterzeichnerstaaten dieses Übereinkommens,
vom Wunsche geleitet, gemeinsame Bestimmungen zur Regelung der Aner-

kennung und Vollstreckung von Entscheidungen auf dem Gebiet der Unter-
haltspflicht gegenüber Kindern aufzustellen,

haben beschlossen, zu diesem Zweck ein Übereinkommen zu schliessen, und
haben die nachstehenden Bestimmungen vereinbart :

Art, l

Zweck dieses Übereinkommens ist es, in den Vertragsstaaten die gegen-
seitige Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen über Begehren
internationalen oder innerstaatlichen Charakters sicherzustellen, die den Unter-
haltsanspruch eines ehelichen, nichtehelichen oder angenommenen Kindes zum
Gegenstand haben, das unverheiratet ist und das 21.Lebensjahr noch nicht
vollendet hat.

Enthält die Entscheidung auch eine Anordnung über einen anderen Gegen-
stand als die Unterhaltspflicht, so bleibt die Wirkung des Übereinkommens auf
die Unterhaltspflicht beschränkt.

Dieses Übereinkommen findet auf Entscheidungen in Unterhaltssachen zwi-
schen Seitenverwandten keine Anwendung.

Art. 2

Unterhaltsentscheidungen, die in einem der Vertragsstaaten ergangen sind,
sind in den anderen Vertragsstaaten ohne sachliche Nachprüfung anzuerkennen
und für vollstreckbar zu erklären,

1. wenn die Behörde, die entschieden hat, nach diesem Übereinkommen zu-
ständig war ;

2, wenn die beklagte Partei nach dem Recht des Staates, welchem die ent-
scheidende Behörde angehört, ordnungsgemäss geladen oder vertreten war ;

jedoch können im Fall einer Versäumnisentscheidung die Anerkennung
und die Vollstreckung versagt werden, wenn die Vollstreckungsbehörde in
Anbetracht der Umstände des Falles der Ansicht ist, dass die säumige Partei
ohne ihr Verschulden von dem Verfahren keine Kenntnis hatte oder sich
in ihm nicht verteidigen konnte;
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8. wenn die Entscheidung in dem Staat, in •welchem sie ergangen ist, Rechts-
kraft erlangt hat ;

jedoch werden vorläufig vollstreckbare Entscheidungen und vorsorg-
liche Massnahmen trotz der Möglichkeit, sie anzufechten, von der Vollstrek-
kungsbehorde für vollstreckbar erklärt, wenn in dem Staat, welchem diese
Behörde angehört, gleichartige Entscheidungen erlassen und vollstreckt wer-
den können;

4. wenn die Entscheidung nicht in Widerspruch zu einer Entscheidung steht,
die über denselben Ansprach und zwischen denselben Parteien in dem Staat
ergangen ist, in welchem sie geltend gemacht wird;

die Anerkennung und die Vollstreckung können versagt werden, wenn
in dem Staat, in welchem die Entscheidung geltend gemacht wird, vor ihrem
Erlass dieselbe Sache rechtshängig war;

5. wenn die Entscheidung mit der öffentlichen Ordnung des Staates, in dem sie
geltend gemacht wird, nicht offensichtlich unvereinbar ist.

Art. 3

Nach diesem Übereinkommen sind für den Erlass von Unterhaltsentscbei-
dungen folgende Behörden unständig:

1. die Behörden des Staates, in dessen Gebiet der Unterhaltspflichtige im Zeit-
punkt der Einleitung des Verfahrens seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte;

2. die Behörden des Staates, in dessen G-ebiet der Unterhaltsberechtigte im
Zeitpunkt der Einleitung des Verfahrens seinen gewöhnlichen Aufenthalt
hatte;

3. die Behörde, deren Zuständigkeit sich der Unterhaltspflichtige entweder
ausdrücklich oder dadurch unterworfen hat, dass er sich ohne Vorbehalte
hinsichtlich der Zuständigkeit auf die Sache einliess.

Art. 4

Die Partei, die sich auf eine Entscheidung beruft oder ihre Vollstreckung
beantragt, hat folgende Unterlagen beizubringon:

1. eine Ausfertigung der Entscheidung, welche die für ihre Beweiskraft erfor-
derlichen Voraussetzungen erfüllt;

2. die Urkunden, aus denen sich ergibt, dass die Entscheidung vollstreckbar ist ;
3. im Falle einer Versäumnisentscheidung eine beglaubigte Abschrift der das

Verfahren einleitenden Ladung oder Verfugung und die Urkunden, aus
denen sich die ordnungsgemässe Zustellung dieser Ladung oder Verfügung
ergibt.

Art. 5

Die Prüfung der Vollstreekungsbehörde beschränkt sich auf die in Artikel 2
genannten Voraussetzungen und die in Artikel 4 aufgezahlten Urkunden.
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Art. 6

Soweit dieses Übereinkommen nichts anderes bestimmt, richtet sich das
Verfahren der Vollstreckbarerklärung nach dem Eecht des Staates, welchem
die Vollstreclrangsbehörde angehört.

Jede für vollstreckbar erklärte Entscheidung hat die gleiche Geltung und
erzeugt die gleichen Wirkungen, wie wenn sie von einer zuständigen Behörde
des Staates erlassen wäre, in -welchem die Vollstreckung beantragt wird.

Art. 7

Ist in der Entscheidung, deren Vollstreckung beantragt wird, die Unter-
haltsleistung durch regelmässig wiederkehrende Zahlungen angeordnet, so wird
die Vollstreckung sowohl wegen der bereits fällig gewordenen als auch wegen
der künftig fällig werdenden Zahlungen bewilligt.

Art. 8

Die Voraussetzungen, die in den vorstehenden Artikeln für die Anerken-
nung und die Vollstreckung von Entscheidungen im Sinne dieses Übereinkom-
mens festgelegt sind, gelten auch für Entscheidungen einer der in Artikel 8
bezeichneten Behörden, durch die eine Verurteilung zu Unterhaltsleistungen
abgeändert wird.

Art. 9

Ist einer Partei in dem Staat, in welchem die Entscheidung ergangen ist,
das Armenrecht gewährt worden, so geniesst sie es auch in dem Verfahren,
durch das die Vollstreckung der Entscheidung erwirkt werden soll.

In den in diesem Übereinkommen vorgesehenen Verfahren braucht für die
Prozesskosten keine Sicherheit geleistet zu werden.

In den unter dieses Übereinkommen fallenden Verfahren bedürfen die bei-
gebrachten Urkunden keines Sichtvermerkes und keiner Beglaubigung.

Art. 10

Die Vertragsstaaten verpflichten sich, den Transfer der auf Grund von
Unterhaltsverpflichtungen gegenüber Kindern zugesprochenen Beträge zu er-
leichtern.

Art. 11

Dieses Übereinkommen hindert den Unterhaltsberechtigten nicht, sich auf
sonstige Bestimmungen zu berufen, die nach dem innerstaatlichen Hecht des
Landes, in welchem die Vollstreckungsbehörde ihren Sitz hat, oder nach einem
anderen zwischen den Vertragsstaaten in Kraft befindlichen Abkommen auf die
Vollstreckung von Unterhaltsentscheidungen anwendbar sind.
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Art. 12

Dieses Übereinkommen findet keine Anwendung auf Entscheidungen, die
vor seinem Inkrafttreten ergangen sind.

Art. 18

Jeder Vertragsstaat gibt der Eegierung der Niederlande die Behörden be-
kannt, die für den Erlass von Unterhaltsentscheidungen und für die Vollstreck-
barerklärung ausländischer Entscheidungen zuständig sind.

Die Eegierung der Niederlande bringt diese Mitteilung den anderen Ver-
tragsstaaten zur Kenntnis.

Art. 14

Dieses Übereinkommen findet auf das Mutterland jedes Vertragsstaates
ohne weiteres Anwendung,

Wünscht ein Vertragsstaat die Inkraftsetzung des Übereinkommens in allen
oder einzelnen anderen Gebieten, deren internationale Beziehungen er wahr-
nimmt, so hat er diese Absicht durch eine Urkunde zu notifizieren, die beim Mi-
nisterium für auswärtige Angelegenheiten der Niederlande hinterlegt wird. Dieses
übermittelt jedem der Vertragsstaaten auf diplomatischem Wege eine beglau-
bigte Abschrift.

Diese Erklärung wirkt für die Gebiete, die nicht zum Mutterland gehören,
nur im Verhältnis zwischen dem Staat, der die Erklärung abgegeben hat, und
den Staaten, die ihre Annahme erklärt haben. Die Annahmeerklärung wird beim
Ministerium für auswärtige Angelegenheiten der Niederlande hinterlegt; dieses
übermittelt jedem der Vertragsstaaten auf diplomatischem Wege eine beglau-
bigte Abschrift.

Art. 15

Dieses Übereinkommen steht den Staaten, die auf der Achten Tagung der
Haager Konferenz für internationales Privatrecht vertreten waren, zur Unter-
zeichnung offen.

Es bedarf der Batifizierung, nnd die Ratifikationsurkunden sollen beim
Ministerium für auswärtige Angelegenheiten der Niederlande hinterlegt werden.

Über jede Hinterlegung von Eatifikationsurkunden wird ein Protokoll auf-
genommen, wovon jedem Unterzeichnerstaat auf diplomatischem Wege eine
beglaubigte Abschrift übermittelt wird.

Art. 16

Dieses Übereinkommen tritt am sechzigsten Tage nach der in Artikel 15
vorgesehenen Hinterlegung der vierten Eatifikationsurkunde in Kraft.
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Für jeden Unterzeichnerstaat, der später ratifiziert, tritt das "Übereinkom-
men am sechzigsten Tage nach Hinterlegung seiner Batifikationsurkunde in
Kraft.

Tm Falle des Artikels 14, Absatz 2 wird das Übereinkommen am sechzigsten
Tage nach Hinterlegung dor Annahmeerklarung anwendbar.

Art. 17

Jeder Staat, der auf der Achten Tagung der Haager Konferenz für inter-
nationales Privatrecht nicht vertreten war, kann diesem Übereinkommen bei-
treten. Der Staat, der beizutreten wünscht, hat seine Absicht durch eine Ur-
kunde zu notifizieren, die beim Ministerium für auswärtige Angelegenheiten der
Niederlande hinterlegt wird. Dieses übermittelt jedem der Vertragsstaaten auf
diplomatischem Wege eine beglaubigte Abschrift.

Das Übereinkommen tritt zwischen dem beitretenden Staat und dem Staat,
der diesen Beitritt anzunehmen erklärt hat, am. sechzigsten Tage nach Hinter-
legung der Beitrittsurkunde in Kraft.

Der Beitritt wirkt nur im Verhältnis zwischen dem beitretenden Staat und
den Yertragsstaaten, die erklärt haben, diesen Beitritt anzunehmen. Die An-
nahmeerklärung wird beim Ministerium für auswärtige Angelegenheiten der
Niederlande hinterlegt; dieses übermittelt jedem der Yertragsstaaten auf diplo-
matischem Wege eine beglaubigte Abschrift.

Es besteht Einverständnis darüber, dass die Hinterlegung von Beitritts-
urkunden erst erfolgen kann, nachdem dieses Übereinkommen gemäss Artikel 16
in Kraft getreten ist.

Art. 18

Jeder Yertragsstaat kann anlässlich der Unterzeichnung oder der Batifi-
zierang dieses Übereinkommens oder anlässlich seines Beitritts einen Vorbehalt
machen hinsichtlich der Anerkennung und der Vollstreckung von Entschei-
dungen einer Behörde eines anderen Yertragsstaates, deren Zuständigkeit durch
den Aufenthaltsort des Unterhaltsberechtigten begründet ist.

Ein Staat, der diesen Vorbehalt macht, kann nicht verlangen, dass dieses
Übereinkommen auf Entscheidungen seiner Behörden angewendet wird, deren
Zuständigkeit durch den Aufenthaltsort des Unterhaltsberechtigten begrün-
det ist.

Art. 19

Dieses Übereinkommen gilt für die Dauer von fünf Jahren, von dem in
Artikel 16, Absatz l angegebenen Zeitpunkt an gerechnet. Mit demselben Zeit-
punkt beginnt diese Frist auch für die Staaten zu laufen, welche das Überein-
kommen später ratifizieren oder ihm später beitreten.

Ausser im Falle einer Kündigung gilt das Übereinkommen als stillschweigend
um jeweils fünf Jahre erneuert.
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Die Kündigung ist wenigstens sechs Monate vor Ablauf der Frist dem
Ministerium für auswärtige Angelegenheiten der Niederlande zu notifizieren,
das hiervon allen anderen Vertragsstaaten Kenntnis geben -wird.

Die Kündigung kann sich auf alle oder einzelne G-ebiete beschränken, die
in einer gemäss Artikel 14, Absatz 2 erfolgten Notifikation aufgeführt sind.

Die Kündigung ist nur für den Staat -wirksam, der sie notifiziert hat. Für
die anderen Yertragsstaaten bleibt das Übereinkommen in Kraft.

Zu Urkimd dessen haben die hierzu gehörig ermächtigten Unterzeichneten
dieses Übereinkommen unterschrieben.

Geschehen in Den Haag am 15. April 1958 in einer einzigen Ausfertigung,
die im Archiv der Regierung der Niederlande zu hinterlegen ist und wovon je-
dem der Staaten, welche auf der Achten Tagung der Haager Konferenz für
internationales Privatrecht vertreten waren, sowie den später beitretenden
Staaten auf diplomatischem Wege eine beglaubigte Abschrift übergeben wird.




